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Vorwort 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Genossinnen und Genossen, 
 
vor Ihnen liegt der neue „Monika 
Griefahn MdB Newsletter“.  
 
Ich wünsche wiederum eine  
spannende Lektüre! 
 
Ihre 
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Start der Ausschreibung zum 1. SPD-Frauenpreis 
Zum 1. Mal loben Nie-
dersachsens SPD-
Parlamentarierinnen den 
Frauenpreis ihrer Partei 
aus. Wie die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn mitteilt, 
sollen mit dem „SPD-
Frauenpreis“ Frauen zum 
gesellschaftlichen Enga-
gement ermutigt und die 
Leistungen von Frauen 
bzw. Frauengruppen an-
erkannt werden. 
 
„Bei der Vergabe von Aus-
zeichnungen und Preisen 
werden Frauen und ihre 
Leistungen oft übersehen 
und nur selten gewür-
digt“, meint Monika Grie-

fahn. „Immer wieder gibt 
es Frauen, die Besonderes 
leisten. Der SPD-
Frauenpreis ist einerseits 
Anerkennung von enga-
gierter Arbeit auf diesem 
Gebiet, andererseits Er-
mutigung zu weiterem 
Handeln.“  
 
Gemeinsam mit den SPD-
Landtagsabgeordneten 
Brigitte Somfleth aus 
Seevetal und Silva Seeler 
aus Buchholz ruft Monika 
Griefahn deshalb alle 
Frauen oder Frauengrup-
pen in den Landkreisen 
Harburg und Soltau-
Fallingbostel auf, sich um 
den 1. niedersächsischen 

SPD-Frauenpreis, der mit 
insgesamt . Euro do-
tiert ist, zu bewerben. Die 
Beiträge können in kultu-
rellen, wissenschaftli-
chen, sozialen, politischen 
oder anderen gesell-
schaftlichen Bereichen 
geleistet worden sein.  
 
Die Vorschläge müssen 
bis zum 1. April schrift-
lich beim SPD-
Landesverband, Odeon-
straße 1/1, 1 Han-
nover, eingereicht wer-
den. Darin muss eine Be-
schreibung des Projektes 
oder der Tätigkeit sowie 
biografische Daten über 
die vorgeschlagene Frau 

bzw. Frauengruppe ent-
halten sein. 
 
Über die Verleihung des 
SPD-Frauenpreises, die 
öffentlich sein wird, ent-
scheidet eine Jury aus 
acht Frauen: einer Journa-
listin, einer Gewerkschaf-
terin, einer kommunalen 
Frauenbeauftragten, ei-
ner Vertreterin des Lan-
desfrauenrates, einer 
Landtagsabgeordneten, 
einer Bundestagsabge-
ordneten, einer Kommu-
nalpolitikerin sowie der 
Landesvorsitzenden der 
Arbeitsgemeinschaft So-
zialdemokratischer Frau-
en (ASF). 

 



 

 Euro für den Onkologischen Arbeitskreis SFA 
Sammlung beim ersten SPD-Neujahrsempfang brachte stolzes Ergebnis 
Zum ersten Mal führten 
der SPD-Unterbezirk und 
die SPD-Kreistagsfraktion 
Soltau-Fallingbostel in 
diesem Jahr einen Neu-
jahrsempfang durch. Vie-
le Gespräche wurden ge-
führt, Informations- und 
Erfahrungsaustausch 
standen auf dem Pro-
gramm wie auch manch 
privater Plausch und die 
gut 1 Gäste konnten an 
einem von den Sozialde-
mokraten selbst zuberei-
teten Buffet schlemmen. 
Anlässlich des Neujahrs-
empfangs wurde auch 
um Spenden für den On-
kologischen Arbeitskreis 
gebeten. Dr. Sirus Adari 
als Vorsitzender infor-
mierte über die Arbeit 
seiner Organisation und 
machte deutlich, wie hilf-
reich die Unterstützung in 
der Öffentlichkeit auch im 
. Jahr des Bestehens ist. 

Vertreter der SPD und des 
Onkologischem Arbeits-
kreis trafen sich kürzlich 
zur Übergabe des ge-
sammelten Betrages.  
„Über  Euro sind ein 
deutliches Zeichen der 
Wertschätzung für die 
Arbeit von Dr. Adari und 
seinem Team“, erklärte 
der SPD-Kreisvorsitzende 
Wilfried Worch-Rohweder.  
 
Auch Dr. Adari zeigte sich 
erfreut über den Betrag 
und kündigte an, die Hälf-
te der Summe für die im 
Aufbau befindliche Arbeit 
im Norden des Landkrei-
ses vorzusehen.  
„Wir sind dabei, in Soltau 
eine Gruppe aufzubauen 
und da hilft uns dieser Be-
trag ganz deutlich, um die 
Aktivitäten auch dort an-
zuschieben.“ 
 

 
Dr. Sirus Adari (. von 
links) und Waltraud  
Reimann (rechts) vom 
Onkologischen Arbeits-
kreis freuten sich über 
den Scheck, der ihnen  
von Wilfried Worch-
Rohweder, Hannelore 
Kaiser und Steffen Ahrens 
übergeben wurde. 

 

Musikschulförderung sollte eine öffentliche Pflichtaufgabe sein 
Monika Griefahn sprach bei Landesverbandstagung der Musikschulen in Soltau 
Am 1. März war Monika 
Griefahn als örtliche Bun-
destagsabgeordnete wie 
auch Vorsitzende des 
Bundestagsausschusses 
für Kultur und Medien bei 
der zweitägigen Jahresta-
gung  des Verbandes der 
Niedersächsischen Musik-
schulen in Soltau zu Gast. 
Sie freute sich, dass der 
Verband im Bereich der 
neu gegründeten Heide-
kreis-Musikschule Soltau-
Fallingbostel tagte. „Es ist 
eine Musikschule, die 
noch mit kommunaler 
Förderung ausgestattet 
ist. In Zeiten knapper Kas-
sen wird vielfach an der 
Musik- und Kulturförde-
rung gespart.“ Die SPD-
Politikerin machte kein 
Hehl daraus, dass sie dies 
für den falschen Weg 
hält. „Musikschulförde-
rung sollte eine öffentli-
che Pflichtaufgabe sein. 
Private Musikschulen 
müssen sich mehr am 

Gewinn orientieren und 
können nicht alle Instru-
mente in der Breite anbie-
ten, wie es eine staatliche 
Schule kann. Wo kann 
man heute noch Oboe 
lernen? Fast nur in öffent-
lich geförderten Musik-
schulen.“  
Sie wünschte sich, es soll-
te ein Landesmusikschul-
gesetz geben. „Dann 
würden Musikschulen in 
allen Landkreisen geför-
dert und nicht nur in we-
nigen.“ Nicht glücklich 
zeigte sie sich mit der 
Haltung des Landes Nie-
dersachsen, dass Land-
kreise, die Bedarfszuwei-
sungen erhielten, sich in 
einer Zielvereinbarung 
mit dem Land verpflich-
ten müssten, keine Mu-
sikschulen mehr zu för-
dern. „Warum gibt der 
Bund kein Geld, werde ich 
immer wieder gefragt“, 
erläuterte die Bundes-
tagsabgeordnete.  

„Er würde ja gerne, weil 
wir alle es für eine wich-
tige Aufgabe halten, aber 
die Länder bestehen dar-
auf, dass die Kulturhoheit 
in ihren Händen liegt. 
Dies rächt sich natürlich, 
wenn dann die Mittel für 
die Kulturarbeit vom Land 
zusammengestrichen 
werden. Wir können also 
nur einige Projekte über 
die Bundeskulturstiftung 
fördern – ansonsten sind 

uns die Hände gebunden. 
Der Bund hat die Mittel 
für Soziokultur verdop-
pelt, doch das kann nicht 
alles wettmachen, was 
vom Land gestrichen 
wird.“ Die eigentliche Ar-
beit laufe aber vor Ort. Da 
müsse man auf  die Leute 
zugehen. Sie riet den Mu-
sikschulen, sich kommu-
nale Unterstützung und 
Partner vor Ort zu suchen.  
 



 

Kinder, die intensiven 
Musikunterricht  
haben, sind auch  
in anderen Schul-
fächern besser 
 
Auch in Verbindung mit 
den Ganztagsschulen hält 
Monika Griefahn die Mu-
sikschulen für einen sehr 
wichtigen Partner, um 
Kindern Musik nahe zu 
bringen und die Lust am 
Musizieren zu wecken. Sie 
erinnerte an die Bastian-
Studie, die sehr deutlich 
gemacht habe, dass Kin-
der, die in der Schule in-
tensiv Musikunterricht 
gehabt haben, auch in 
anderen Fächern besser 
waren. „Da klappt es 
dann besser mit Mathe-
matik oder mit dem Ler-
nen von Vokabeln. Musi-
sche Bildung fördert er-
wiesenermaßen die Intel-
ligenz und das Sozialver-
halten. Auch das Zusam-
menspiel ist sehr wichtig, 
denn dabei lernen Men-
schen auch die soziale 
Kompetenz des aufein-
ander Hörens. Zudem sit-
zen Kinder heute immer 
länger vor dem Fernseher 
oder dem Computer. Sie 
nehmen dabei nur noch 
passiv wahr, wodurch die 
Allgemeinbildung und 
Persönlichkeitsentfaltung 
beeinträchtigt werden. 
Hier brauchen Kinder ei-
nen Gegenpol und da hal-
te ich musikalische Bil-
dung für eine geeignete 
Aufgabe.“  
Man brauche auch neue 
Wege, um Musik zu 
transportieren. Monika 
Griefahn sprach das Pro-

jekt „Rhythm is it“ an, ü-
ber das auch ein Doku-
mentarfilm gedreht wor-
den ist. Hier arbeiteten 
die Berliner Philharmoni-
ker unter Simon Rattle 
mit Kindern zusammen, 
die noch nie Kontakt mir 
klassischer Musik gehabt 
hatten. In einem gemein-
samen Arbeitsprozess 
schaffte es das Orchester 
mit den Kindern, Stra-
winskys „Le Sacre du Prin-
temps“ mit viel Spaß um-
zusetzen. „Es ist ein wun-
derschönes Erlebnis ge-
wesen, die Gesichter der 
Kinder dabei zu sehen, die 
Ausstrahlung der Begeis-
terung. Auch durch solche 
Projekte wird kulturelle 
Kompetenz vermittelt.“  
 
„Wer Musikschulen 
schließt, gefährdet 
die innere Sicherheit“ 
 
Musische Bildung sollte 
auch ein Bestandteil des 
lebenslangen Lernens 
ausmachen, stellte sie 
heraus. Ob also im Kin-
dergarten, der Schule, der 
beruflichen Ausbildung 
oder der Erwachsenen-
Weiterbildung – heute 
könne sich keiner mehr 
auf das einmal Gelernte 
zurückziehen und denken 
das reiche für das ganze 
Leben. Monika Griefahn 
stimmt dem Innenminis-
ter zu, der einmal sagte: 
Wer Musikschulen 
schließt, gefährdet die in-
nere Sicherheit. „Wenn 
man bei der Musikförde-
rung spart, muss man 
nachher mehr Geld in Re-
sozialisierungsmaßnah-

men und Polizisten inves-
tieren, die Kinder von der 
Straße holen“, hob sie 
hervor.  
 
Reform der Musik-
lehrerausbildung ist 
notwendig 
 
In ihrem Referat forderte 
die Bundestagsabgeord-
nete auch eine Reform 
der Ausbildung für Musik-
lehrer. „Der Mangel an 
Musikunterricht ist ein 
akutes Problem, das aber 
zum Teil damit zusam-
menhängt, dass es zu 
wenig ausgebildete Leh-
rer gibt. Egal ob Musikleh-
rer oder Musikschaffen-
der, die Eingangsvoraus-
setzungen sind quasi 
gleich. Wir haben die 
Verpflichtung, dass die 
Ausbildung der Musikleh-
rer geändert wird. Wenn 
man z.B. Kindern etwas 
pädagogisch vermitteln 
kann und damit die Freu-
de an der Musik weckt, 
muss man kein Klaviervir-
tuose sein, um ein guter 
Klavierlehrer zu werden.“ 
Das Musikstudium hält 
sie für dringend überar-
beitungsbedürftig, um 
mehr Musiklehrer an die 
Schulen bringen zu kön-
nen.  % der Musikleh-
rerstellen an den Schulen 
seien nicht besetzt, weil 
es keine geeigneten Be-
werber gebe. „Wir haben 
die Situation, dass die 
Standards der Ausbildung 
der Musiklehrer in den 
Ländern unterschiedlich 
sind. Hier wäre es sinn-
voll, gemeinsam zu arbei-
ten.“ Auch der Musikrat 

des Bundes versucht dar-
an zu arbeiten.  
 
„Der Luchs im Harz 
oder die Musikschu-
len – gefährdete  
Arten sind beide“ 
 
Abschließend wünschte 
Monika Griefahn den nie-
dersächsischen Musik-
schulen viel Erfolg beim 
Weiterleben der Musik-
schulen, für die Arbeit vor 
Ort und für die Motivati-
on der Kinder. „Keiner 
muss pessimistisch sein 
und wegen der sinkenden 
Zahl von Musikschulen 
verzweifeln. Es gibt viele 
Möglichkeiten unser Bil-
dungssystem und die Mu-
sikschulen als wichtigen 
Bestandteil darin zu er-
neuern und zu verbes-
sern. Mit der Gewissheit, 
dass wir uns auf Bundes-
ebene weiterhin intensiv 
dafür einsetzen, kann ich 
versichern, dass ich ganz 
optimistisch für die Zu-
kunft bin.“  
Geert Latz, der Vorsitzen-
de des niedersächsischen 
Musikschulverbandes 
dankte Monika Griefahn 
für ihren kompetenten 
Vortrag und wunderte 
sich, wie sie als ehemalige 
Umweltministerin sich 
jetzt auf dem Gebiet der 
Kultur engagiert. „Enga-
gieren kann man sich ü-
berall“, entgegnete sie, 
„ob man sich nun für den 
Luchs im Harz oder für die 
Musikschulen einsetzt – 
gefährdete Arten sind 
beide.“  

 

 

 
 
 
 
 
 
 
Monika Griefahn mit Geert Latz 
(links), dem Vorsitzenden des  
niedersächsischen Musikschul-
verbandes, und Hartwig Wulfes 
(rechts), Leiter der Heidekreis-
Musikschule. 
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Arbeit – Bildung – Zukunft 
Die SPD diskutierte über ihr Grundsatzprogramm in Jesteburg  
/ Vollbeschäftigung und Bildung für alle bleibt das Ziel 
 Mitglieder der SPD im 
Bezirk Hannover, aus dem 
Landkreis Harburg und 
aus Lüneburg konnte der 
Vorsitzende der SPD im 
Lkr. Harburg, Klaus-Dieter 
Feindt, zur Diskussion um 
das Grundsatzprogramm 
der SPD begrüßen. Vier 
Stunden lang diskutierten 
SPD-Mitglieder am Sams-
tag im Deutschen Haus in 
Jesteburg über Aussagen 
für das neue Grundsatz-
programm. Seit die SPD 
1 ihr  „Berliner Pro-
gramm“ im Lichte der 
Wiedervereinigung ver-
abschiedete, hat sich viel 
getan. Grund genug für 
die SPD, nach sechzehn 
Jahren ihre grundsätzli-
chen Ziele und ihre Pro-
grammatik zu überprüfen.  
Monika Griefahn, Bun-
destagsabgeordnete der 
SPD aus Harburg, der 
Kreistagsfraktionsvorsit-
zende Prof. Dr. Jens-
Rainer Ahrens und Ingrid 
Pöhland von der Gewerk-
schaft Verdi aus Hamburg 
diskutierten vor einer 
großen Leinwand mit 
dem Aufdruck  „Freiheit, 
Gerechtigkeit, Solidarität“ 
über die Frage der Vollbe-
schäftigung und die Zeile 

eines neuen Bildungssys-
tems in Deutschland und 
Europa. Zu Beginn skiz-
zierte Stefan Schostok, 
Mitglied der Programm-
kommission beim Partei-
vorstand, die wesentli-
chen Herausforderungen 
der Gegenwart: „Die de-
mografische Entwicklung 
in den kommenden  
Jahren, die hohe Lang-
zeitarbeitslosigkeit, die 
noch immer zu geringen 
Ausgaben für die Bil-
dungspolitik und die un-
gerechte Verteilung die-
ser Mittel, dafür muss die 
SPD eine Lösung finden.“  
Monika Griefahn sprach 
sich dafür aus, das Voll-
beschäftigungsziel beizu-
behalten, aber „menschli-
che Aktivität für Soziales, 
Umwelt und für traditio-
nelle Erwerbsarbeit muss 
gleichrangig betrachtet 
werden, Arbeit von Men-
schen ist genauso hoch zu 
bewerten wie die von 
Maschinen.“  
Prof. Dr. Jens-Rainer Ah-
rens hob hervor, dass 
„unser Bildungswesen 
dem Wandel in Wirt-
schaft und Gesellschaft 
hinterherhinkt, kein Bil-
dungssystem innerhalb 

der OECD sortiert so stark 
aus wie unseres.“ Seine 
Forderung ist der Ausbau 
des Bildungssystems, in 
dem Bildung nicht mehr 
vom Geldbeutel der El-
tern abhängig ist. Bestä-
tigt wurde dies auch von 
einer Teilnehmerin aus 
Finnland, die die Vorzüge 
des dortigen Bildungssys-
tems für alle Menschen 
hervorhob.  
Ingrid Pöhland (Verdi) 
schilderte ihre Konzepte 
für eine stärkere Einbe-
ziehung und die Mitbe-

stimmung von Beschäf-
tigten in ihrem Unter-
nehmen. „Gutes Betriebs-
klima, gut ausgebildete, 
ernstgenommene und 
motivierte Mitarbeiter 
sind immer wichtiger für 
den wirtschaftlichen Er-
folg von Unternehmen.“ 
Ein Teilnehmer fasste das 
Ergebnis der Diskussion 
so zusammen: „Ausbil-
dung, Bildung, Beschäfti-
gung für alle, das bleibt 
das Ziel sozialdemokrati-
scher Politik“. Dem konn-
ten sich alle anschließen.   

 

Deutsche Post schließt zahlreiche Partneragenturen 
Lkr. Harburg ist besonders betroffen / Politikbeauftragter informierte Gemeindevertreter in 
Nenndorf / Monika Griefahn fürchtet Vertrauensverlust für die Post 
Die Deutsche Post AG re-
strukturiert ihr Filialsys-
tem. Dies führt zu zahlrei-
chen Schließungen von 
Partnerfilialen der Deut-
schen Post AG auch im 
Lkr. Harburg. Ende letzten 
Jahres wurde bereits die 
Partnerfiliale in Winsen-
Pattensen geschlossen. 
Weitere Filialschließun-
gen für Rosengarten-
Vahrendorf, Winsen-
Rottorf, Seevetal-
Ramelsloh, Marxen, Bra-
ckel und Wulfsen sind be-
reits angekündigt (siehe 
dazu auch die Pressemit-

teilung vom . Januar 
).  
Aus diesem Grunde hatte 
jetzt die SPD-Bundestags-
abgeordnete Monika 
Griefahn die hauptamtli-
chen Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister zur 
Erörterung der Problema-
tik eingeladen. Zum The-
ma „Schließung von Part-
nerfilialen der Deutschen 
Post AG im Landkreis 
Harburg“ informierte 
Herr Stephan Siekmann, 
Regionaler Politikbeauf-
tragter Gebiet Hannover 
der Deutschen Post Retail 

GmbH, die Gemeindever-
treter jetzt im Rathaus 
der Samtgemeinde Ro-
sengarten. 
Zu den vorgesehenen Fili-
alschließungen im Land-
kreis Harburg erklärte 
Stephan Siekmann: "Die 
Deutsche Post AG macht 
sich fit für den Wettbe-
werb auf dem Postmarkt. 
Nach dem Wegfall des 
Monopols Ende  wird 
sich die Deutsche Post im 
vollends freien Markt be-
haupten müssen. Die Zug 
um Zug voranschreitende 
Liberalisierung des Mark-

tes und der zunehmende 
Wettbewerbsdruck ma-
chen die stetige Anpas-
sung der postalischen 
Strukturen erforderlich. 
Dazu wird die Deutsche 
Post AG bis zum Jahres-
ende die Zahl der Filialen 
von derzeit circa 1. 
um 1. auf 1. re-
duzieren. Diese bereits im 
vergangenen Jahr ange-
kündigten Veränderun-
gen wurden den betrof-
fenen Kommunen größ-
tenteils schon schriftlich 
mitgeteilt. Ziel des Un-
ternehmens Post ist es 



 

derzeit, auch die Ge-
samtwirtschaftlichkeit 
des kostenintensiven Fili-
alnetzes zu verbessern. 
Die Deutsche Post AG hält 
sich dabei ohne Wenn 
und Aber an die gesetzli-
chen Vorgaben der Post-
Universaldienstleistungs-
verordnung und an die 
vom Unternehmen abge-
gebene Freiwillige Selbst-
verpflichtung, die jeweils 
Mindeststandards für die 
Versorgung mit Post-
dienstleistungen vorse-
hen. In etlichen von Filial-
schließungen betroffenen 
Gebieten wird es als Er-
satz den 'Mobilen Post-
Service' geben, der die 
postalische Grundversor-
gung wie den Versand 
von Briefen und Paketen 
oder den Verkauf von 

Briefmarken an der Haus-
tür weiterhin sicherstellt. 
Weite Wege zur nächsten 
Postfiliale werden daher 
in den meisten Fällen 
entbehrlich. Diese ist be-
sonders bedeutsam auch 
im Hinblick auf unsere 
nicht so mobilen Kun-
den." 
Die anwesenden Bürger-
meister und Gemeinde-
vertreter kritisierten die 
geplanten Filialschlie-
ßungen und forderten ei-
nen Nachweis der Deut-
schen Post AG, dass sich 
die betroffenen Filialen 
nicht wirtschaftlich 
betreiben ließen.  
Monika Griefahn kom-
mentiert: „Die Schließung 
von Postfilialen und Part-
neragenturen ist gerade 
in einem ländlich struktu-

riertem Landkreis ein 
großes Problem. Die Fili-
alschließungen sind aber 
eine unternehmerische 
Entscheidung der Deut-
schen Post AG. Anfang 
 kommt voraussicht-
lich das Ende des Post-
monopols; der Postmarkt 
in Deutschland wird dann 
weitgehend liberalisiert 
sein. Man kann nicht ei-
nerseits wie CDU/CSU 
und FDP eine schnellere 
und immer weiter gehen-
de Liberalisierung, Privati-
sierung und Wettbewerb 
fordern, anderseits dann 
beklagen, wenn die Deut-
sche Post unwirtschaftli-
che Filialen bzw. Partner-
agenturen schließt. Ich 
habe bereits mit dem Bei-
rat der Regulierungsbe-
hörde über die Kriterien 

gesprochen, die die länd-
lichen Gebiete stark 
benachteiligen. Insge-
samt sollen von 1. 
bundesweit zu schließen-
den Filialen 1 in Nieder-
sachsen geschlossen wer-
den. Und bei Freigabe des 
Wettbewerbs  kön-
nen es noch mehr wer-
den. Ich werde mich dafür 
einsetzen, an jedem von 
einer Filialschließung be-
drohten Standort das Kri-
terium der ‚zusammen-
hängend bebauten 
Wohngebiete’ nochmals 
zu überprüfen, weil sonst 
langfristig die Postversor-
gung im gesamten ländli-
chen Raum gefährdet ist.“ 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Foto zeigt (v.l.n.r.): Monika 
Griefahn MdB, Herrn Stephan 
Siekmann von der Deutschen 
Post AG und Rosengartens Bür-
germeister Dietmar Stadie. 

 
Hintergrundinformationen: Mindeststandards nach der Post-Universaldienstleistungs-
verordnung und fragwürdige CDU-Positionen in der Postpolitik 
Vor Ort beklagen CDU-
Vertreter die Schließung 
der Partnerfilialen oder 
fordern sogar die Errich-
tung neuer Filialen. Auf 
Bundesebene aber haben 
gerade erst die CDU-
regierten Länder Nieder-
sachsen und Hessen ei-
nen neuen Antrag zur 
weiteren Liberalisierung 
des Postmarktes einge-
bracht. Darin wollen sie 
die Laufzeit der Exklusiv-
lizenz der Deutschen Post, 
die Ende  ausläuft, 
um zwei Jahre reduzieren. 
Ihr Ziel ist die vorzeitige 

vollständige Liberalisie-
rung des Briefmarktes. 
Damit aber entfiele die 
bisherige Finanzierung 
eines breiten Filialnetzes, 
und die Deutsche Post 
wäre nicht mehr wie heu-
te an eine Mindestzahl 
von Filialen und Agentu-
ren gebunden. Das be-
deutet konkret, dass es 
damit zu noch weit mehr 
Schließungen käme als 
jetzt.  Gut 1. Standor-
te betreibt die Post der-
zeit in Deutschland, da-
von rund . eigene 
Filialen und . Post-

agenturen. Per Gesetz 
verpflichtet ist der Kon-
zern nach der Post-
Universaldienstleistungs-
verordnung aber nur zu 
1. Filialen, wovon 
. eigenbetriebene 
Filialen sein müssen. Die 
überzähligen defizitären 
1. Filialen werden der-
zeit abgebaut. Anstelle 
der geschlossenen Filialen 
wird es vielerorts künftig 
eine postalische Versor-
gung durch den Mobilen 
Post-Service (MOPS) ge-
ben. Die Verordnung so-
wie eine Selbstverpflich-

tungserklärung  der Deut-
schen Post stellen unter 
anderem sicher, dass es 
bis zum 1. Dezember 
 in jeder Gemeinde 
mit mehr als . Ein-
wohnern mindestens eine 
stationäre Einrichtung 
gibt und dass das Filial-
netz in jedem Landkreis 
eine Mindestdichte auf-
weist (mindestens eine 
stationäre Einrichtung je 
Fläche von  Quadratki-
lometern). 

 



 

Monika Griefahn begrüßt Neueinrichtung einer  
Post-Service-Filiale in Winsen-Rottorf 
Am . Februar  fand 
das Gespräch Monika 
Griefahns mit dem Post-
beauftragten und den 
Gemeindebürgermeistern 
statt. Diskussionsgegens-
tand war die Schließung 
von Partner-Filialen der 
Deutschen Post AG im 
Landkreis Harburg. 

Monika Griefahn begrüßt 
es, dass die Gespräche 
erste Früchte getragen 
haben und dass nun Be-
wegung in die Sache ge-
kommen ist.  
Die Deutsche Post AG be-
absichtigt nun, in Win-
sen-Rottorf eine neue 
„Post-Service-Filiale“ ein-
zurichten.  

Zwar hält die Deutsche 
Post AG an der Schlie-
ßung der dortigen „Part-
ner-Filiale“ fest; gleich-
wohl können in Zukunft 
grundlegende Postdienst-
leistungen in der neu ein-
zurichtenden „Post-
Service-Filiale“ abgewi-
ckelt werden.  

Die Post-Service-Filiale 
bietet das Basis-
Sortiment an Postdienst-
leistungen, wie z.B. die 
Annahme von Briefsen-
dungen und Paketsen-
dungen sowie den Ver-
kauf von Briefmarken. 
Der Eröffnungszeitpunkt 
der Post-Service-Filiale 
steht noch nicht fest. 

 

Monika Griefahn würdigte THW-Einsatz  
nach der Flutkatastrophe in Südasien 
Die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Monika Griefahn 
war jetzt Gast des THW 
Stelle-Winsen und hielt 
anlässlich der THW-
Jahresgeschäftsstunde 
ein Grußwort. 
 
Folgendes Grußwort hielt 
Monika Griefahn am . 
März  in Stelle: 
 
„Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, 
liebe Aktive des THW  
Stelle-Winsen,  
 
Ich freue mich sehr, dass 
ich heute Gast Ihrer Jah-
resgeschäftsstunde sein 
darf. 
Der Schutz der Bevölke-
rung vor Gefahren ist eine 
der wichtigsten Aufgaben 
des modernen Staates. 
Deutschland baut auf ein 
leistungsfähiges staatli-
ches Gefahrenabwehrsys-
tem, in dem Bund und 
Länder gemeinsam mit 
den Hilfsorganisationen 
und Feuerwehren eng zu-
sammenarbeiten. Mit der 
Bundesanstalt Techni-
sches Hilfswerk als einer 
der tragenden Säulen in-
nerhalb dieses Gefahren-
abwehrsystems in 
Deutschland hat der Bund 
den Ländern und Kom-
munen einen wertvollen 
Partner an die Seite ge-
stellt, der als ehrenamt-
lich getragene Organisa-
tion weltweit einmalig 
ist. Alljährlich präsentiert 
der THW-Bundesverband 

seine Arbeit auch in Berlin 
am Reichstag. Selbst in 
Indien interessiert man 
sich mittlerweile für die 
Arbeit des THW, der vor 
allem im Katastrophenfall 
Aufgaben übernehmen 
kann, für die das Militär 
einerseits und die Polizei 
andererseits nicht ausge-
rüstet sind. Beim THW 
leisten bundesweit rund 
. Frauen und Män-
ner freiwillig zuverlässige 
technische Hilfe in Notfäl-
len und bei Katastrophen. 
Der Zivil- und Katastro-
phenschutz steht und 
fällt mit der Bereitschaft 
der Bürgerinnen und Bür-
ger, ehrenamtlich mitzu-
wirken. Das Engagement 
der THW-Helfervereini-
gungen kann man nicht 
hoch genug einschätzen. 
Die gestiegene Bedeu-
tung des Zivil- und Ka-
tastrophenschutzes spie-
gelt sich auch in den 
Haushaltszahlen wider. 
Gegenüber  wuchs 
der Haushalt des Bundes 
für den Zivilschutz  
um rund 1, Mio. Euro, 
von knapp  Mio. Euro 
auf über  Mio. Euro. Die 
Haushaltsmittel für die 
Bundesanstalt Techni-
sches Hilfswerk sind in 
den letzten Jahren von 
rund  Mio. Euro im Jah-
re 1 auf 1 Mio. Euro 
im Jahr  gestiegen. 
 
Der Bund tut damit Eini-
ges für das THW. Dies 
wird auch vor Ort spürbar. 

Ende  konnten neun 
neue Einsatzfahrzeuge im 
Wert von rund 1, Millio-
nen Euro an die THW-
Ortsverbände im Länder-
verband Bremen/Nieder-
sachsen übergeben. Ein 
Gerätekraftwagen ging 
an die 1. Bergungsgruppe 
des THW Ortsverbands 
Stelle-Winsen. 
Das THW in Bremen und 
Niedersachsen hat in den 
vergangenen Jahren von 
den zusätzlichen Mitteln 
erheblich profitiert. So 
wurden 1 Fahrzeuge 
und Ausstattung, wie bei-
spielsweise schwere 
pneumatische Hebekis-
sen mit einer Hubkraft 
von 1 Tonnen, Plas-
maschneider und Kern-
bohrgeräte, im Gesamt-
wert von über einer Milli-
on Euro beschafft. Aus 
dem Hochwasserschutz-
programm, das nach der 
Flutkatastrophe aufgelegt 
wurde, sind zusätzlich 
Hochleistungspumpen, 
Beleuchtungssätze, 
Mehrzweckboote und 
Stromaggregate ange-
schafft worden. 
 
Aber nicht nur das THW, 
auch die Feuerwehren in 
Bremen und Niedersach-
sen profitieren vom ver-
stärkten Engagement des 
Bundes. Allein für diese 
beiden Bundesländer hat 
der Bund  ABC-
Erkundungskraftwagen 
und  Krankentrans-
portwagen im Gesamt-

wert von knapp drei Mil-
lionen Euro zur Verfü-
gung gestellt. Dies alles 
ist kein Selbstzweck, son-
dern Voraussetzung für 
effektive Hilfe in Katast-
rophenfällen. 
Das THW hilft im Inland, 
aber auch im Ausland. 
Beispiele hierfür sind die 
Einsätze des THW bei der 
Hochwasserkatastrophe 
 an Elbe und Donau 
sowie deren Nebenflüs-
sen einerseits, die Hilfe 
für Süd-Asien nach der 
schweren Tsunami-Flut-
katastrophe andererseits. 
Ich möchte nachfolgend 
einige Schlagzeilen zitie-
ren, die die Arbeit des 
THW illustrieren: 
.1. 
Schily entsendet THW-
Schnelleinsatzeinheit in 
die Katastrophenregion 
.1. 
Schily entsendet THW-
Bergungstruppe nach 
Thailand und Wasserex-
perten nach Sri Lanka 
.1. 
Schily entsendet THW-
Erkundungsteam nach 
Indonesien 
.1. 
Schily entsendet THW-
Wasserexperten auf die 
Malediven 
1.1. 
Schily dankt den Einsatz-
kräften von THW und BKA 
in der Krisenregion – erste 
Trinkwasserspezialisten 
kehren nach Deutschland 
zurück 



 

Sie werden an diesen 
Schlagzeilen erkannt ha-
ben, wie sehr der Bundes-
innenminister Otto Schily, 
die Bundesregierung und 
die SPD-Bundestags-
fraktion die Arbeit des 
THW schätzen. Der Arbeit 
des THW gebührt große 
Anerkennung. 
Wenn ich richtig infor-
miert bin, haben auch 
mindestens  Aktive des 
THW-Ortsverbands Stelle-

Winsen bei der Flutka-
tastrophe Hilfe geleistet:  
Herr Henning Benecke 
und Herr Benjamin 
Zschage kümmerten sich 
um die Trinkwasser-
Aufbereitung auf den Ma-
lediven, nachdem dort die 
Grundversorgung mit 
Wasser zusammengebro-
chen war. Ein zweite 
Gruppe unter anderem 
mit den Herren Tim Birke-
feld, Olaf Bülk und And-
reas Funck sowie mit  

anderen Helfern aus ganz 
Deutschland wurde auch 
in der besonders betrof-
fenen indonesischen Pro-
vinz Aceh eingesetzt. 
Die Flutwellen nach dem 
Seebeben vom .1. 
, dessen Epizentrum 
vor der Küste dieses Bür-
gerkriegsgebietes lag, 
richteten dort besonders 
schwere Schäden an (u.a. 
Zerstörung von Banda 
Aceh) und forderten eine 
sehr hohe Opferzahl (in 

Indonesien insgesamt 
mehr als . Tote). 
Wer nicht dabei gewesen 
ist, kann wohl schwerlich 
das Ausmaß der Zerstö-
rungen ermessen. Umso 
wichtiger ist die Katast-
rophenhilfe des THW, für 
die ich Ihnen nochmals 
danken möchte.  
Für Ihre weitere Arbeit 
wünsche ich Ihnen viel 
Erfolg und alles Gute!“ 

 

 

 
 
 
 
 
 
Das Foto zeigt Monika Griefahn MdB mit 
dem THW-Ortsverbandsvorsitzenden 
André Sabadszus (links) und mit Herrn 
Tim Birkefeld (rechts), der in der Flutre-
gion im Einsatz war. 

 

. Bürgerpreis für den Landkreis Harburg ausgeschrieben  
Für mich, für uns, für alle:  Einsatz für eine lebendige Gemeinschaft 

 
 
Vor kurzem ist der Start-
schuss für die lokale Initi-
ative “Bürgerengage-
ment” gefallen. Der Land-
kreis Harburg nimmt zum 
zweiten Mal an der bun-
desweiten Aktion teil, bei 
der herausragende eh-
renamtliche Tätigkeiten 
mit einem Bürgerpreis 
gewürdigt werden. Unter 
dem Motto “Für mich, für 
uns, für alle” initiierte die 
Sparkasse Harburg-
Buxtehude erneut ge-
meinsam mit dem Land-
kreis Harburg sowie den 
Bundestagsabgeordneten 
Monika Griefahn und Mi-
chael Grosse-Brömer die 
lokale Aktion “Bürgeren-
gagement”. Das Thema in 
diesem Jahr lautet “Zu-
sammen leben – Nach-

barschaft neu entde-
cken”. Insgesamt sind 
wieder Preisgelder von 
. Euro ausgesetzt. 
“Nachbarschaft neu ent-
decken bedeutet auch: 
Nachbarn helfen Nach-
barn – unentgeltlich und 
ehrenamtlich”,  erläutert 
die Bundestagsabgeord-
nete Monika Griefahn, 
“Allein erziehende Mütter 
und Väter passen gegen-
seitig auf ihre Kinder auf, 
helfen sich gegenseitig im 
Alltag und verbessern so 
die Vereinbarkeit von Be-
ruf und Familie. Ältere 
Menschen treffen sich re-
gelmäßig zu gemeinsa-
men Unternehmungen 
und unterstützen sich im 
Alltag. Dies sind nur eini-
ge Beispiele dafür, wie 
sich Nachbarn solidarisch 
um ihre Mitmenschen 
und die Gemeinschaft 
kümmern.” 
Der Bundestagsabgeord-
nete Michael Grosse-
Brömer zur Initiative: 
“Manche Menschen ken-

nen die Lindenstraße im 
Fernsehen besser als ihre 
eigene Nachbarschaft. 
Und bei vielen Menschen 
ist es glücklicherweise to-
tal umgekehrt. Sie helfen, 
fördern die Gemeinschaft, 
halten Kontakte, reden 
und hören zu – kurzum: 
Sie bereichern das Leben 
der Menschen in ihrem 
direkten Umfeld. Mit der 
diesjährigen Initiative 
wollen wir nachbarschaft-
liches Engagement för-
dern und dafür öffentlich 
Anerkennung zollen”. 
Landrat Axel Gedaschko 
verweist auf die wichtige 
Bedeutung von nachbar-
schaftlichem Miteinander 
auch für eine erfolgreiche 
Integration der ausländi-
schen Mitbürger. “In Zei-
ten sich ändernder gesell-
schaftlicher Rahmenbe-
dingungen verstärken 
sich die Probleme der Zu-
gezogenen in unserem 
Land, wodurch die per-
sönliche Unsicherheit 
wächst und die Existenz-

ängste zunehmen. Häufig 
ergeben sich Akzeptanz-
probleme und Anpas-
sungsschwierigkeiten. 
Deswegen ist es umso 
wichtiger, diesen neuen 
Nachbarn bei der Integra-
tion zu helfen. Hierbei 
kann gerade Bürgerenga-
gement zu einer schnel-
len und unkomplizierten 
Integration beitragen.” 
Wer sich zum Thema “Zu-
sammen leben – Nach-
barschaft neu entdecken” 
engagiert, sollte sich um 
den Bürgerpreis  im 
Landkreis Harburg be-
werben. Vorbildliche Ak-
tivitäten werden mit ei-
nem Preis von je . 
Euro für Projekte, einzel-
ne Personen und für ein 
Lebenswerk prämiert. In 
der “Kategorie” Lebens-
werk können Kandidaten 
nur vorgeschlagen wer-
den. Die Summe stiftet 
die Sparkasse Harburg-
Buxtehude. Deren Vor-
standsvorsitzender Heinz 
Lüers zu dem Projekt: 



 

“Wir unterstützen die Ini-
tiative gern, weil freiwilli-
ges Engagement einen 
entscheidenden Beitrag 
zur Verbesserung des Le-
bensumfeldes leistet. 
Deshalb sollen Projekte 
und Engagierte mit dem 
Bürgerpreis ausgezeich-
net werden.“ Das diesjäh-
rige Thema "Zusammen 
leben – Nachbarschaft 
neu entdecken" sei hoch 
aktuell. „Wir brauchen 
eine neue Qualität der 
Nachbarschaft. Der Bür-
gerpreis soll helfen, die 
Möglichkeiten, sich nach-
barschaftlich zu engagie-
ren, neu zu entdecken 
und zu leben.” 
Heinz Lüers sitzt neben 
Landrat Axel Gedaschko, 
den Bundestagsabgeord-
neten Monika Griefahn 
und  Michael Grosse-
Brömer in der Jury, die die 
eingehenden Bewerbun-
gen anhand fest umrisse-
ner Wettbewerbskriterien 

prüft. In diesem Jahr ist 
als rotierendes Mitglied 
Albert G. Paulisch, Direk-
tor des Amtsgerichtes 
Winsen (Luhe), vertreten.  
„Eine wirklich lebendige, 
friedliche und soziale 
Gemeinschaft entsteht 
im Nachbarschaftsbereich 
mit seinen vielfältigen 
mitmenschlichen Rei-
bungspunkten dann, 
wenn die Bürger sich über 
ihre gesetzlichen Pflich-
ten hinaus für ihre Mit-
menschen engagieren 
und nicht fragen, ob sie 
dazu überhaupt verpflich-
tet sind oder was sie da-
für bekommen”, so der 
Amtsdirektor. “Als Leiter 
einer Behörde, die zum 
erheblichen Teil mit der 
Korrektur von Defiziten 
im gesellschaftlichen Mit-
einander beschäftigt ist, 
begrüße ich es außeror-
dentlich, dass durch den 
Bürgerpreis im Landkreis 
Harburg  deutlich 

gemacht wird, wie wich-
tig ein aktives Engage-
ment der Bürger ist, das 
sich an den Bedürfnissen 
der Nachbarschaftsge-
meinschaft orientiert.“ 
Gruppen oder Einzelper-
sonen, die sich um den 
Bürgerpreis  bewer-
ben möchten, erhalten 
die Bewerbungsunterla-
gen ab heute in allen Ge-
schäftsstellen der Spar-
kasse Harburg-
Buxtehude, beim Land-
kreis Harburg, den Städ-
ten und Gemeinden so-
wie im Internet unter 
www.sparkasse-harburg-
buxtehude.de. Der Wett-
bewerb findet übrigens 
auch auf Landes- und 
Bundesebene statt. Loka-
le Preisträger qualifizie-
ren sich automatisch für 
den Bundeswettbewerb. 
Bewerbungsschluss ist 
der 1. Mai . Am . 
Juli  wird die Jury 

dann die Gewinner des 
Bürgerpreises prämieren. 
Für Fragen steht das Pro-
jektbüro “Bürgerpreis für 
den Landkreis Harburg” in 
der Sparkasse Harburg-
Buxtehude, Sand , bereit, 
Telefon:   –   1 1. 
 

 
 
Das Foto zeigt (v.l.n.r.): 
Albert G. Paulisch (Direk-
tor des Amtsgerichts Win-
sen), Michael Grosse-
Brömer MdB, Monika 
Griefahn MdB, Heinz Lü-
ers (Vorstandsvorsitzen-
der der Sparkasse Har-
burg-Buxtehude) und 
Landrat Axel Gedaschko. 

 
Anhang: Statement von Monika Griefahn MdB anlässlich der Auftakt-Pressekonferenz  
„Bürgerpreis Landkreis Harburg “ 
Ich freue mich sehr, dass 
auch  wieder ein 
„Bürgerpreis Landkreis 
Harburg“ verliehen wer-
den kann. Möglich ist dies 
nur durch die dankens-
werte Unterstützung der 
Sparkasse Harburg-Buxte-
hude und die Zusammen-
arbeit mit dem Landkreis 
Harburg, mit meinem 
Bundestagskollegen, 
Herrn Michael Grosse-
Brömer MdB, und dem 
diesjährigen Jurymitglied 
Herrn Albert G. Paulisch, 
Direktor des Amtsgerichts 
Winsen (Luhe). 
Johann Wolfgang von 
Goethe hat einmal ge-
sagt: "Wer nichts für an-
dere tut, tut nichts für 
sich." Positiv gewendet 
bedeutet dies: Wer sich 
für andere Menschen und 
das Gemeinwohl enga-
giert, hat auch selbst et-
was davon. Bürgerschaft-
liches Engagement zahlt 
sich aus und macht eine 
lebenswerte Gesellschaft 
erst möglich. Wie sieht es 
aktuell mit dem ehren-

amtlichen Engagement in 
Deutschland aus? 
Das Bundesministerium 
für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat im 
Jahr  zum zweiten 
Mal seit 1 von einem 
Meinungsforschungsin-
stitut eine große Unter-
suchung durchführen las-
sen, den so genannten 
„Freiwilligensurvey “. 
In einer telefonischen 
Umfrage wurden rund 
1. zufällig ausge-
wählte Bürgerinnen und 
Bürger ab 1 Jahren nach 
ihrem freiwilligen Enga-
gement befragt. Dabei 
zeigte sich, dass sich  
Prozent der über 1-
Jährigen zurzeit über ihre 
beruflichen und privaten 
Verpflichtungen und Ak-
tivitäten hinaus in Grup-
pen, Vereinen, Organisa-
tionen und öffentlichen 
Einrichtungen aktiv betei-
ligen, das sind vier Pro-
zent mehr als noch 1. 
 Prozent der Befragten 
haben zudem ehrenamt-
lich oder freiwillig be-

stimmte Aufgaben und 
Arbeiten übernommen. 
Deutlich verändert hat 
sich das Engagement äl-
terer Menschen ab  Jah-
ren: Sie stellen mit sechs 
Prozent die größte 
Wachstumsgruppe bei 
der Ausübung von freiwil-
ligem Engagement. Die 
größten Bereiche des En-
gagements sind Sport, 
Kindergarten / Schule, 
Kultur und Religion. Die 
Engagierten wollen durch 
ihr Engagement vor allem 
die Gesellschaft zumin-
dest im Kleinen mitges-
talten und mit anderen 
Menschen zusammen-
kommen. Die verbesser-
ten Informationen über 
Möglichkeiten des Enga-
gements sowie Rahmen-
bedingungen, wie bessere 
steuerliche Absetzbarkeit 
der Kosten und die Auf-
wandsentschädigungen, 
kommen bei den Enga-
gierten positiv an. Gleich-
zeitig wünschen sich die 
Engagierten mehr öffent-
liche Anerkennung durch 

Berichte in Presse und 
Medien sowie öffentliche 
Ehrungen. Diesem Ziel 
dient der „Bürgerpreis 
Landkreis Harburg“; er 
soll vorbildliches Verhal-
ten auszeichnen. „Zusam-
men leben – Nachbar-
schaft neu entdecken“, so 
lautet das Thema des Bür-
gerpreises . Nachbar-
schaft neu entdecken be-
deutet auch: Nachbarn 
helfen Nachbarn – un-
entgeltlich und ehren-
amtlich. Hierfür gibt es 
viele gute Beispiele: Allein 
erziehende Mütter und 
Väter passen gegenseitig 
auf ihre Kinder auf, helfen 
sich gegenseitig im Alltag 
und verbessern so die 
Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. Ältere Men-
schen treffen sich regel-
mäßig zu gemeinsamen 
Unternehmungen und 
unterstützen sich im All-
tag. Dies sind nur einige 
Beispiele dafür, wie sich 
Nachbarn solidarisch um 
ihre Mitmenschen und die 
Gemeinschaft kümmern. 



 

 

CDU-Landesregierung ruft Mittel für Agrarstruktur und  
Küstenschutz in Millionenhöhe nicht ab 
1, Millionen Euro sind 
eine Menge Geld – das 
findet sicherlich nicht nur 
die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Monika Griefahn. 
Umso erschütterter war 
die Parlamentarierin da-
her, als jetzt bekannt 
wurde, dass Niedersach-
sens Landesregierung im 
vergangenen Jahr ohne 
ersichtlichen Grund auf 
Bundesmittel in dieser 
Höhe verzichtet hat.  
„Die Menschen in Nieder-
sachsen werden wieder 
einmal von der Landesre-
gierung im Stich gelas-
sen!“ Hintergrund für 
Monika Griefahns deutli-
che Worte: Im Haushalts-
jahr  wurden aus 
Hannover nur ,1 Millio-
nen Euro an Bundesmit-
teln für die „Gemein-
schaftsaufgabe Verbesse-
rung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ 
(GAK) abgerufen – bewil-
ligt waren jedoch mehr 
als , Millionen.  
Gerade ein Flächenland 
wie Niedersachsen könne 
es sich nicht leisten, so 
Monika Griefahn, auf Be-
träge dieser Größenord-
nung leichtfertig zu ver-
zichten. „Da drängt sich 

mir der Verdacht auf, dass 
die Landesregierung nicht 
bereit ist, ihren Anteil für 
die Menschen in unserem 
Bundesland zu leisten. 
Minister Ehlens Bekennt-
nisse zur Stärkung der 
ländlichen Räume höre 
ich immer wieder – doch 
seine Taten sprechen eine 
andere Sprache. Statt ei-
ner Stärkung sehe ich die 
Schaffung neuer Wett-
bewerbsnachteile. Das ist 
in meinen Augen der Gip-
fel der Verantwortungslo-
sigkeit!“ 
Monika Griefahn sieht 
auch ihre eigene politi-
sche Arbeit konterkariert:  
„Schwerpunktmäßig 
werden aus der Gemein-
schaftsaufgabe "Agrar-
struktur und Küsten-
schutz" Maßnahmen in 
der Land- und Forstwirt-
schaft gefördert. Beides 
hat auch in meinem 
Wahlkreis, in den Land-
kreisen Harburg und Sol-
tau-Fallingbostel, einen 
hohen Stellenwert. Auch 
der Küstenschutz und der 
Hochwasserschutz im 
Binnenland werden über 
die GAK gefördert. Das ist 
für Niedersachsen eben-
falls besonders wichtig. 

Gemeinsam mit meinen 
Kolleginnen und Kollegen 
aus Niedersachsen setze 
ich mich ständig dafür 
ein, dass unser Land die 
Förderung erhält, die es 
verdient. Wenn dann wie 
in diesem Falle die Lan-
desregierung sich den Lu-
xus leiste, auf unsere Hil-
fe zu verzichten, dann 
finde ich das offen ge-
standen schon sehr selt-
sam. “ 
Auch die Sozialdemokra-
ten im niedersächsischen 
Landtag, darunter Dieter 
Möhrmann, parlamenta-
rischer Geschäftsführer 
der SPD-Landtagsfraktion, 
und der SPD-Landtags-
abgeordnete Uwe Har-
den, wollen die Angele-
genheit nicht wider-
spruchslos auf sich beru-
hen lassen. Uwe Harden 
hat gemeinsam mit ande-
ren Abgeordneten für die 
SPD-Landtagsfraktion ei-
ne Anfrage zu dem The-
ma gestellt. Sie möchte 
wissen, ob es zutrifft, 
dass von der niedersäch-
sischen Landesregierung 
auf vom Bund bewilligte, 
aber nicht abgerufene 
Mittel verzichtet wurde, 
und somit einschließlich 

der Kofinanzierungsmit-
tel des Landes  Millio-
nen Euro zur Stärkung des 
ländlichen Raumes verlo-
ren gegangen sind. Des 
Weiteren möchte man 
erfahren, welche Projekte 
und Maßnahmen da-
durch nicht finanziert 
werden konnten und wie 
viele Gesamtinvestitio-
nen dem ländlichen Raum 
verloren gegangen sind, 
weil dadurch auch auf 
weitere Drittmittel ver-
zichtet wurde. „Früher 
hatte SPD-Landwirt-
schaftsminister Bartels 
trotz der Finanzknappheit 
immer noch zusätzliche 
Mittel zur Verbesserung 
der Agrarstruktur einge-
worben“, erklärten Dieter 
Möhrmann und Uwe Har-
den, „doch für die 
CDU/FDP-
Landesregierung scheint 
der ländliche Raum trotz 
aller Lippenbekenntnisse 
keine Priorität zu besit-
zen.“ Gespannt warten 
Monika Griefahn, Dieter 
Möhrmann und Uwe 
Harden nun auf die Ant-
worten der Landesregie-
rung auf die Anfrage. 

 
Hintergrundinformationen zur GAK: 
Seit mehr als dreißig Jah-
ren gibt es die GAK be-
reits; sie gilt als eines der 
wichtigsten politischen 
Förderinstrumente für 
den ländlichen Raum. All-
jährlich verhandeln Ver-
treter von Bund und Län-
dern über die Verteilung 
der Mittel, die zu mehr als 
 Prozent aus dem Bun-
deshaushalt stammen. 
Auch bewilligte Bundes-
gelder können jedoch nur 
in Anspruch genommen 

werden, wenn seitens des 
Landes eine Mitfinanzie-
rung gesichert ist. Zwar 
gibt es zwischen den be-
willigten Mitteln und den 
tatsächlich in Anspruch 
genommenen Geldern in 
aller Regel geringfügige 
Differenzen. Mit dem für 
 zu verzeichnenden 
Wert von fast 1 Prozent 
nicht abgerufener Bun-
desmittel liegt Nieder-
sachsen jedoch einsam an 
der Spitze aller Bundes-

länder. Rechnet man die 
entgangenen Bundesmit-
tel und die eingesparte 
Kofinanzierung zusam-
men, so ergibt sich ein 
Fehlbetrag von etwa  
Millionen Euro. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Eine Übersicht über För-
dergrundsätze und ein-
zelne Schwerpunkte der 
Bund-Länder-
Gemeinschaftsaufgabe 
"Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küsten-
schutzes (GAK)" findet 
sich auf der Internetseite 
des Bundesministeriums 
für Verbraucherschutz, 
Ernährung und Landwirt-
schaft (BMVEL): 
http://bmvel.zadi.de/gak
/index1a.htm . 

 
 
 
 
 

http://bmvel.zadi.de/gak/index1a.htm
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Aus der Berliner Arbeit von Monika Griefahn 
 

Pressevielfalt bleibt gesichert 
Anlässlich der Schlussde-
batte des Entwurfes eines 
Siebten Gesetzes zur Än-
derung des Gesetzes ge-
gen Wettbewerbsbe-
schränkungen erklärte die 
zuständige Berichterstat-
terin der SPD Monika 
Griefahn, MdB: 
Auch mit dem endgülti-
gen Entwurf muss die 
Pressevielfalt erhalten 
bleiben. Mit dem nun vor-
liegenden Entwurf, der 
am Freitag, den 11. März 
 im Bundestag zur 
Schlussabstimmung ste-
hen wird, ist die Koalition 
zu einem tragfähigen 
Kompromiss gekommen. 
Mit diesem Gesetz wird 
die Verlagswirtschaft 
durch flexiblere Regelun-
gen einerseits wettbe-

werbsfähiger gemacht, 
andererseits soll dies je-
doch nicht auf Kosten der 
Pressevielfalt geschehen. 
Natürlich beinhaltet solch 
eine Chance auch immer 
Risiken. Wir haben uns 
dafür eingesetzt, dass 
diese so klein wie möglich 
gehalten werden. Die re-
daktionelle Selbständig-
keit in unserer bunten 
Presselandschaft ist wich-
tiger Bestandteil der Mei-
nungsvielfalt und soll er-
halten bleiben. Aus die-
sem Grund ist es zu be-
grüßen, dass das Redakti-
ons- oder Altverlegermo-
dell aus dem Entwurf ge-
strichen wurde. Die Rege-
lungen, nach denen Ko-
operationen möglich 
werden, beziehen sich nur 

auf die wirtschaftlichen 
Bereiche, unterstehen 
weiterhin der starken  
Vorabkontrolle des Bun-
deskartellamtes und tre-
ten zudem nach fünf Jah-
ren außer Kraft. 
Ich habe mich persönlich 
dafür eingesetzt, das 
Grossosystem im Geset-
zesentwurf zu stärken. 
Nachdem mein Vorschlag 
in den Entwurf aufge-
nommen wurde, bezie-
hen sich die Kooperatio-
nen des Paragrafs 1 nicht 
mehr auf den Vertrieb, 
sondern stattdessen nur 
auf den Abonnementver-
trieb. Damit wird der Ein-
zelvertrieb bewusst aus-
geschlossen, da dies Auf-
gabe des Pressegrossos ist 
und bleiben soll. Das 

Grosso in Deutschland ist 
ein wertvoller Garant für 
die Verfügbarkeit und die 
Vielfalt des Presseange-
bots für die Bürger, egal 
ob sie in der Stadt oder 
auf dem Land wohnen. 
Das Gesetz in dieser Form 
entspricht damit auch der 
gemeinsamen Erklärung 
von Verlagsverbänden 
und dem Verband der 
Grossisten, in der sie sich 
sich am 1. August  
für das bestehende Gros-
sosystem ausgesprochen 
haben. Der Kulturaus-
schuss wird die Umset-
zung des Gesetzes und 
der „Gemeinsame Erklä-
rung“ auch weiterhin 
aufmerksam begleiten. 

 

Schulklasse aus Neu Wulmstorf besuchte Bundestag 
Eine Schülergruppe  des 
Neu Wulmstorfer Gym-
nasiums konnte bei ihrem 
Besuch in der Bundes-
hauptstadt Berlin jetzt die 
Arbeit der deutschen Par-
lamentarier einmal aus 
nächster Nähe betrach-
ten. Die Schülerinnen und 
Schüler konnten einer Sit-
zung im Plenum beiwoh-
nen und wurden durch 
den Bundestag geführt. 
Darüber hinaus waren 
neugierigen Fragen keine 
Grenzen gesetzt.  
Felix Falk, wissenschaftli-
cher Mitarbeiter aus dem 
Bundestagsbüro von Mo-
nika Griefahn beantwor-

tete eine Stunde lang die 
vielen Fragen der interes-
sierten Gymnasiasten. 
 Diese zeigten vor allem 
reges Interesse an der all-
täglichen Arbeit der Ab-
geordneten und den Ar-
beitsabläufen. Monika 
Griefahn kam beim ab-
schließenden Mittages-
sen noch zu der Schüler-
gruppe hinzu und sprach 
mit der Klasse.  
Der Blick hinter die Kulis-
sen des deutschen Bun-
destages bereitete den 
Schülerinnen und Schü-
lern sowie ihrer Lehrerin 
sichtlich viel Freude und 
lieferte Eindrücke, die den 

Schulalltag um anschauli-
che Facetten und Infor-

mationen aus erster Hand 
erweiterten.  

 

Monika Griefahn fordert: Rückschritt in der Kulturpolitik des 
Landes Niedersachsen verhindern 
In einem aktuellen Antrag 
fordert die Regierungs-
fraktion CDU / FDP im 
niedersächsischen Land-
tag, die Landesarbeits-
gemeinschaft Soziokultur 
(LAGS) abzuwickeln. Die 
Landesregierung wird ge-
beten, der LAGS Ende des 
Jahres sowohl den Auf-

trag zur Förderung sozio-
kultureller Projekte und 
Einrichtungen als auch 
deren Fortbildungsaufga-
be zu entziehen und diese 
Funktionen teils auf 
staatsnahe Träger, zum 
größten Teil aber wieder 
in der Ministerium für 

Wissenschaft und Kultur 
zurück zu verlagern.  
Die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Monika Griefahn, 
Vorsitzende des Bundes-
ausschusses für Kultur 
und Medien, fordert e-
benso wie der Deutsche 
Kulturrat und die Kultur-
politische Gesellschaft 

e.V.: „Diese bewährte Kul-
turförderung muss erhal-
ten bleiben. Sie ist erfolg-
reich und bundesweit an-
erkannt und hat in den 
letzten 1 Jahren bewie-
sen, wie gut eine nicht-
staatliche Fördereinrich-
tung intelligente und re-
flektierte Förderpolitik im 
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Kulturbereich betreiben 
kann.“  
Bislang wurden in Nieder-
sachsen die Mittel zur 
Förderung der Soziokultur 
und der Kunstschulen 
staatsfern über die jewei-
ligen Landesverbände der 
Soziokulturellen Zentren 
bzw. der Kunstschulen 
vergeben. Die Regierungs-
fraktion möchte in ihrem 
Antrag zur „Neuordnung 
der Kulturförderung“ von 
einer staatsfernen zu ei-
ner staatlichen Mittelver-
gabe kommen. Das hieße, 
dass bei Projekten, deren 
Förderbetrag die Summe 
von 1. Euro über-
steigt, wieder das Minis-

terium für Wissenschaft 
und Kultur die Förderent-
scheidung treffen würde.  
Diese Forderung mache 
keinen Sinn, stellt Monika 
Greifahn fest, denn sie 
widerspreche den eige-
nen politischen Grund-
aussagen der CDU, die 
Grundsätze der Staats-
ferne gerade für den Kul-
turbereich propagiere. 
Bürokratie sollte abge-
baut und die Verwaltung 
entschlackt werden. 
„Durch eine solche Neu-
ordnung würde genau 
das Gegenteil erreicht 
werden“, befürchtet Mo-
nika Griefahn. Das Prinzip 
der staatsfernen Kultur-

förderung durch zivil-
rechtliche Organisationen 
sei mittlerweile in fast al-
len westlichen Staaten 
üblich. „Und hier will Nie-
dersachsen offensichtlich 
ausscheren“, bemängelte 
die Abgeordnete. „Trä-
gervielfalt und Selbstor-
ganisation sind Garanten 
einer freien Kulturförde-
rung. So ist es gelungen, 
in hohem Maße bürger-
schaftliches Engagement 
zu aktivieren. Die jetzt 
bestehende Förderinstanz 
hat nachweislich gute Ar-
beit geleistet, deswegen 
denke ich, dass es unklug 
ist, hier Aufgaben und 
Mittel zu entziehen.“ Sie 

teilt die Befürchtungen 
des Deutschen Kulturra-
tes sowie der Kulturpoliti-
schen Gesellschaft e.V., 
dass hier dirigistisch ein-
gegriffen werden soll und 
bewährte Förderinstan-
zen durch bürokratische 
Strukturen ersetzte wer-
den sollen. „Diesen Rück-
schritt in der Kulturpolitik 
des Landes Niedersachsen 
darf es nicht geben, damit 
solche Auswirkungen, wie 
wir sie schon bei der Auf-
lösung der Landeszentrale 
für politische Bildung hat-
ten, verhindert werden.“ 

 

Aktuelle Termine 
Datum Zeit Thema Ort 
1..     1: Informationsgespräch auf Einladung des Heide-Parks                         

Soltau 
Heide-Park Soltau 

1..     1:1 Informationsgespräch und Übergabe der Step 1-Box  in der Felix-Nußbaum-
Schule Walsrode 

1..     1: Informationsveranstaltung des Bauunternehmens W. Rübke            
mit Monika Griefahn als Gast 

Walsrode 

1..     1: Gespräch mit der Kreisverwaltung Soltau-Fallingbostel über die 
Umsetzung des Optionsmodells Hartz IV 

Bad Fallingbostel 
 

.. 1: Unterbezirksparteitag SPD UB Lkr. Harburg mit Neuwahl des 
Vorstands und Referat Michael Vassiliadis (IG BCE) zur SPD-
Programmdebatte 

Marschachter Hof,  
Elbmarsch 

..       11: Teilnahme an der Einweihung des Bürgerbüros von  
Lars Klingbeil, MdB 

Soltau 

.. 1: – 
1: 

Klausur neu gewählter UBV UB Lkr. Harburg Haus Deutscher Ring,  
Jesteburg 

 

Politik im Internet: Aktuelle Link-Tipps 
Wenn Sie auf die Links klicken, werden die Internetseiten bei bestehender Internetverbindung direkt in Ihrem Browser geöffnet! 
 

Internetadresse Erläuterung 
www.monika-griefahn.de Internetseite von Monika Griefahn MdB, Tipp: In der Rubrik „Service“ finden 

sich unter „Linkliste“ rund 1. Links, darunter auch  Links von Anbie-
tern aus den Landkreisen Harburg und Soltau-Fallingbostel 

www.spd.de Internetangebot der Bundes-SPD 
www.spd-niedersachsen.de Internetangebot der Landes-SPD 
www.spdfraktion.de Internetangebot der SPD-Bundestagsfraktion mit den aktuellen Topthemen 

Zeit für Innovationen, Ausbildungsumlage, Bekämpfung der  Schwarzarbeit, 
Jugendliche vor Alcopops schützen, EU-Erweiterung und Agenda 1   

www.spd-landesgruppe-
niedersachsen.de 

Die SPD-Landesgruppe: die Internetseite der 1 niedersächsischen SPD-
Bundestagsabgeordneten in der SPD-Bundestagsfraktion 

www.arbeitsmarktreform.spd.de Informationen zu Hartz IV und zu den Arbeitsmarktreformen von der SPD 
 
 

 Deutscher Bundestag 
Mitarbeiter: Dirk Beusch, Renate Mantzke 
Platz der Republik, 1111 Berlin 
Bürogebäude: Paul-Löbe-Haus 
Tel: () - /  
Fax: () -1 
Email: monika.griefahn@bundestag.de 

 Bürgerbüro Lkr. Harburg 
Mitarbeiter: Matthias Westermann 
Brauhofstraße 1,  
1 Winsen/Luhe 
Tel: (11) 11 
Fax: (11) 1 
Email: monika.griefahn@wk.bundestag.de 

 Büro Lkr. Soltau-Fallingbostel  
Mitarbeiterin: Gunda Ströbele 
Uppen Drohm 1,  
 Neuenkirchen 
Tel: (1)  
Fax: (1)  
Email: sfa@monika-griefahn.de 
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